
listischen Gesetzlichkeit oder der sozialistischen Moral 
zugrunde liegen.

Halle Wenn die Werktätigen den Richter aus seiner 
Arbeit, aus seiner Tätigkeit in ihrer Brigade 

während seines körperlichen Einsatzes kennen, dann ist 
ihre Zustimmung zu seiner Wa'hl ein echter Vertrauens­
beweis, auf den der Richter stolz sein kann.

Dieses Gefühl des Stolzes durfte O'berrichter 
M a t t h e s  haben, als bei seiner Vorstellung im 
Volik&park Halle, an der fast 400 Menschen teilnahmen, 
ein Mitglied einer sozialistischen Brigade über die vor­
bildliche Arbeit des Richters beim Aufbau der Brigade 
und in der Brigade berichtete und ihm den Dank der 
Arbeiter aussprach.

Nauen Der enge Zusammenhang zwischen, der 
Friedenspolitik unseres Staates und der Recht­

sprechung der Gerichte wurde in der Wahlversamm­
lung im VEB Bau (K) Nauen deutlich. Arbeiter, Meister, 
Poliere, Bauingenieure und Verwaltungsangestellte 
waren mit dem Vorsitzenden des Rechtsausschusses der 
Volkskammer, dem Abgeordneten D a l i  m a n n ,  zu­
sammengekommen, um einen Richter des Kreisgerichts 
kennenzulernen. In dieser Versammlung wurde die 
Denkschrift der Regierung der DDR an die 15. Tagung 
der UNO-Vollversammlung zur Abrüstungsfrage aus­
führlich erläutert.

Berlin-Friedrichshain Drei Richter des Stadtbe­
zirksgerichts stellten sich in 

einer Vertrauensleute-Vollversammlung des Berliner 
Glühlampenwerkes vor. Sie verbanden den Bericht über 
ihre Arbeit mit einer Fülle von praktischen Beispielen, 
so daß sich eine sehr lebhafte Diskussion anschloß, in 
deren Mittelpunkt neben den Fragen des Schutzes des 
Volkseigentums und des Familienrechts die Erziehung 
der Arbeiter durch das Kollektiv der Brigade stand. 
Die Vertrauensleute richteten an die Bezirksverord­
netenversammlung eine Erklärung, in der sie ihr Ein­
verständnis mit der Kandidatur der Richter ausdrük- 
ken und deren Wahl empfehlen. In der Erklärung heißt 
es u. a.:

„Wir versprechen, daß wir die Arbeit dieser Richter 
unterstützen und unsere Kräfte zum Schutze unserer 
Errungenschaften und der weiteren Festigung und 
Entwicklung der sozialistischen Gesetzlichkeit edn- 
setzen werden.“

Anidam Eine interessante Auftaktwahlveranstaltung 
fand in der Gemeinde Krien im Kreis 

Anidam statt. Die Vorstellung von je zwei Richtern 
des Bezirksgerichts Neubrandenburg und des Kreis­
gerichts wurde mit einer öffentlichen Anklage gegen 
das Bauernlegen in der Westzone verbunden. Bezirks­
staatsanwalt L a c h m a n n  erhob Anklage gegen die 
bauernfeindliche Politik der Adenauer-Regierung, gegen 
die Unterwerfung der westdeutschen Landwirtschaft 
unter das Expansionsprogramm der Imperialisten, das 
mit Hilfe des Landpachtgesetzes, des Flurbereinigungs­
gesetzes, des Landbeschaffungsgesetzes und anderer 
Gesetze durchgesetzt wird.

*

Der Zentrale Wahlausschuß für die Richterwahl hat 
am 24. September den Bericht des Wahlbüros über den 
Stand der Wahlbewegung entgegengenommen und be­
stätigt. Auf Grund dieses Berichts ergibt sich folgende 
Einschätzung:

In allen Bezirken — ausgenommen Berlin — sind die 
Auftaktwahlveranstaltungen planmäßig durchgeführt 
worden. Man kann sagen, daß sie ein guter Erfolg 
waren. Insbesondere gilt das für die gute Aufnahme 
der Richter in der Bevölkerung, wie die Vielzahl der 
Zustimmungserklärungen sowohl zur Richterwahl selbst 
als auch zu den vorgestellten Kandidaten beweist.

Bis zum 15. September hatten schon insgesamt mehr 
als 300 Veranstaltungen stattgefunden, die zumeist gut 
besucht waren. In den Fällen, in denen nur wenig Teil­
nehmer zu den Veranstaltungen kamen, hatte es in 
erster Linie an genügender Unterstützung durch die 
Nationale Front in den Gemeinden bzw. durch die Ge­
werkschaft in den Betrieben gefehlt. Überwiegend 
haben Bürgermeister, Schöffen und andere Funktionäre 
die Vorbereitung der Wahlversammlungen selbst in die 
Hand genommen. Besonders hervorzuheben ist die gute 
Arbeit der Schöffen in den Betrieben des Bezirks 
Leipzig.

Als eine Schwäche in der Wahlbewegung muß man es 
ansehen, daß sich die Richterkandidaten in einigen Fällen 
nicht gründlich auf die Vorstellung vorbereitet hatten. 
Das zeigte sich z. B. darin, daß sich ihre Ausführungen 
auf juristische Fragen beschränkten, die sie gar nicht 
oder nur ungenügend mit den politischen Grundfragen 
verbanden. Es zeugt auch von mangelnder Vorbereitung, 
wenn es einige Richter unterlassen hatten, vor der Vor­
stellung den betreffenden Betrieb oder die Gemeinde 
aufzusuchen, um sich eine genaue Kenntnis von den 
örtlichen oder betrieblichen Bedingungen zu verschaffen. 
Schon mehrfach ist darauf hingewiesen worden, daß 
sich die Kandidaten mit großem politischem Verantwor­
tungsbewußtsein auf ihr Auftreten vor den Werktätigen 
vorbereiten müssen.

Nicht in allen Kreisen wurde der Hinweis beachtet, 
daß auch die Richter als Referenten in den Wahlver­
anstaltungen auftreten sollen. Die Aufgabe der Wahl­
kommissionen ist es, dafür zu sorgen, daß jeder Kan­
didat in zwei oder drei Veranstaltungen selbst das 
Referat hält.

Die Wahlbewegung wird von der Tagespresse und 
von Betriebszeitungen durch den Abdruck von Leit­
artikeln, Interviews mit Richterkandidaten und Berich­
ten über Wahlveranstaltungen gut unterstützt. In vielen 
Kreisen werden die Wahlveranstaltungen regelmäßig 
durch die Presse angekündigt. Da dies jedoch noch nicht 
allgemein der Fall ist, sollten die Wahlkommissionen 
bei den Redaktionen darauf hinwirken.

Um eine wirksame Sichtagitation zu erreichen, ist es 
notwendig, daß die vom Nationalrat der Nationalen 
Front herausgegebenen Wahlplakate nicht nur in Ge­
bäuden, sondern auch auf öffentlichen Straßen und 
Plätzen in geeigneter Weise angebracht werden. Ein 
gutes Beispiel ist die Sichtwerbung an den Verkehrs­
knotenpunkten eines Görlitzer Stadtbezirks. Die Kreise 
Weimar-Stadt, Cottbus-Land, Finsterwalde und Guben 
sind wegen der wirksamen Verwendung des örtlichen 
Agitationsmaterials besonders hervorzuheben.

Die Berichterstattungen der Justizorgane vor den ört­
lichen Volksvertretungen wurden ebenfalls dazu be­
nutzt, die Richterkandidaten den Abgeordneten vor­
zustellen. Aus Potsdam wird berichtet, daß die Verbin­
dung der Vorstellung von Richtern mit der Rechen­
schaftslegung von Abgeordneten die engere Zusammen­
arbeit zwischen Volksvertretern und Justizfunktionären 
fördert. Deshalb ist beabsichtigt, dieses gemeinsame 
Auftreten auch nach der Richterwahl fortzusetzen.
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